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Protokoll





der Sitzung vom





28. September 2001





im Grossratssaal in Freiburg





Vorsitz: Frau Rose-Marie Ducrot, Präsidentin








Anwesend: 117 Verfassungsrätinnen und Verfassungsräte.


Entschuldigt: Regula Brügger Haering, Noémie Corboz, Michel Bapst, Anton Brülhart, Joseph Eigenmann, Nicolas Grand, Adolphe Gremaud, Freddy Panchaud, Maurice Reynaud, Josef Vaucher, Fabian Vollmer.


Abwesend: Pierre Aeby und Philippe Pasquier.


Anwesend sind ferner zu Beginn der Sitzung Staatsrätin Ruth Lüthi und Staatsrat Pascal Corminboeuf.


1 und 2. Eröffnung der Sitzung, Mitteilungen und Vereidigungen


Die Präsidentin eröffnet die Sitzung um 8.32 Uhr.


Die Präsidentin weist zuerst auf den gestrigen Anschlag auf die Regierung und das Parlament des Kantons Zug sowie auf die Attentate vom 11. September 2001 hin.


Der Verfassungsrat legt eine Schweigeminute ein.


Die Präsidentin begrüsst die anwesenden Mitglieder des Verfassungsrats und des Staatsrats.


Beifall.


Die Präsidentin begrüsst die für die Logistik der Sitzung zuständigen Personen und die Presse.


Eintritt der neuen Mitglieder unter dem Beifall des Saals.


Die Präsidentin stellt die neuen Mitglieder vor: Jacques Repond (für Hubert Lauper), Vincent Gabaglio (für Christiane Mory), Charlotte Aeberhard (für Nicole Dévaud), Ueli Johner-Etter (für Marcel Schuwey), Marie-Claire Pharisa (für Anne Buchs).


Der Saal erhebt sich. Der Generalsekretär und der deutschsprachige juristische Berater lesen die Formel für den Eid und das feierliche Gelübde vor. Die fünf neuen Mitglieder werden vereidigt. Beifall.


Die Präsidentin gibt die Geburten und die Heirat bekannt, die seit der letzten Plenarsitzung erfolgt sind, aber auch die Todesfälle in den Familien einiger Mitglieder des Verfassungsrats.


Die Präsidentin erstellt eine erste Zwischenbilanz zur Umsetzung des Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzepts.


3. Wahl eines Ersatzstimmenzählers


Die Präsidentin erklärt, dass infolge der Demission von Marcel Schuwey ein Ersatzstimmenzähler gewählt werden muss. Die SVP-Fraktion schlägt Ueli Johner vor.


Keine Bemerkungen zu diesem Vorschlag.


Präsidentin: Das Büro und die politischen Parteien schlagen eine Wahl durch Akklamation vor, wie dies im Verfassungsrat üblich ist.


Der Verfassungsrat applaudiert dem neuen Ersatzstimmenzähler.


4. Zwischenberichte der Sachbereichskommissionen


Die Präsidentin ist sehr beeindruckt und zufrieden mit dem Inhalt der Zwischenberichte und freut sich auf die Diskussion. Sie ruft das Verfahren in Erinnerung (paarweise Behandlung der Berichte, Reihenfolge durch das Los, keine Einzelvoten) und verweist auf Artikel 45 Abs. 1 der Geschäftsordnung.


Die Diskussion zum Verfahren wird eröffnet. Niemand verlangt das Wort. Die Diskussion wird geschlossen.


4.1 und 4.2. Zwischenberichte der Kommissionen 2 und 3


Eva Ecoffey erläutert den Bericht der Kommission 2.


Erika Schnyder erläutert den Bericht der Kommission 3.


4.3. Beratung der Berichte der Kommissionen 2 und 3


CVP, zum Bericht der Kommission 2


Vincent Gabaglio nimmt zu drei Punkten Stellung: Mutterschaft, Familie und Integration der Behinderten. Die CVP heisst die Vorschläge der Kommission mehrheitlich gut. Die Fraktion betont insbesondere die Notwendigkeit von Massnahmen zugunsten der Vaterschaft.


CVP, zum Bericht der Kommission 3


Jean-Claude Maillard unterstützt den Ausbau der Familienzulagen (nicht nur Angestellte; jedes Kind hat Anrecht auf eine Zulage).


FDP, zu den Berichten der Kommissionen 2 und 3


Denis Boivin bedauert die Verwirrung zwischen Grundrechten, Sozialzielen und Staatsaufgaben. Seine Fraktion ist einverstanden mit der Aufnahme der im übergeordneten Recht verankerten Grundrechte in die Kantonsverfassung, sofern dieselbe Formulierung verwendet wird und die freiburgischen Besonderheiten vorbehalten bleiben. Sie ist mehrheitlich gegen eine kantonale Mutterschaftsversicherung und für eine Einleitung vor dem Katalog der Staatsaufgaben, sofern sie kurz ist – nicht mehr als Artikel 5 KV NE – und der Eigenverantwortung Priorität einräumt (Subsidiarität staatlichen Handelns). Die Fraktion warnt vor Eingriffen des Kantons in Befugnisse, die ausschliesslich in die Kompetenz des Bundes fallen. Sie erwartet Erklärungen zum Begriff der bürgernahen Dienste. Sie wird später zum Service public Stellung nehmen.


SP, zum Bericht der Kommission 2


Nicole Lehner unterstreicht zuerst die Bedeutung der Familie (grundlegende Gemeinschaft der Gesellschaft; offene Definition der Familie; Recht auf ergänzende finanzielle Hilfe für Familien, deren Einkommen nicht ausreicht; Einführung einer ständigen Familienkommission; Ausbau der Familienzulagen; Schaffung einer kantonalen Mutterschaftsversicherung von 16 Wochen). Sie erklärt sich anschliessend einverstanden mit dem Vorschlag, die Verantwortung der Bürgerinnen und Bürger in der Präambel zu verankern, obwohl die Pflichten und die Verantwortung des Einzelnen ihrer Meinung nach nicht in die Verfassung gehören.


SP, zum Bericht der Kommission 3


Stéphane Sugnaux fordert, dass die Kommission das Thema Service public erneut behandelt, damit dieser Grundsatz in der Einleitung zu den Staatsaufgaben festgehalten werden kann, wo er logischerweise hingehört. Seine Fraktion ist der Ansicht, dass viele Themen wie die Mutterschaftsversicherung nicht nur im Kapitel über die Rechte, sondern auch im Kapitel über die Staatsaufgaben behandelt werden sollten. Die Familienpolitik gehört zu den Prioritäten des Staats. Die Fraktion befürchtet, dass es viele Grundsätze, aber kaum klare Definitionen der Aufgaben gibt.


OL, zum Bericht der Kommission 2


Françoise Ducrest begrüsst die Arbeit der Kommission, vor allem die Rechte der Kinder und Jugendlichen (insbesondere qualifizierte familienexterne Betreuung und substantielle Familienzulagen), die Förderung der Ausbildung, der Integration und der sozialen und politischen Teilnahme der Kinder und Jugendlichen, die Schaffung eines ständigen Büros für Jugendfragen, die Thesen zur Familienpolitik (vor allem ergänzende finanzielle Hilfe für Familien mit ungenügendem Einkommen, Mutterschaftsversicherung, Recht auf materielle Sicherheit vor und nach der Entbindung).


OL, zum Bericht der Kommission 3


Andréa Wassmer erklärt, dass ihre Fraktion sich den Thesen anschliesst. Sie unterstreicht die Bedeutung des Wohlergehens der künftigen Generationen und der nachhaltigen Entwicklung sowie die Notwendigkeit, die Zukunft des Kantons in einem globalen (schweizerischen und internationalen, vor allem europäischen) Kontext zu sehen. Sie fordert die Kommission auf, die humanitäre Hilfe, die Entwicklungszusammenarbeit und die Förderung des gerechten Handels zu berücksichtigen.


SVP, zum Bericht der Kommission 2


Michel Zadory stellt fest, dass viel mehr Rechte als Pflichten aufgeführt werden, und fragt sich, ob wir die Mittel haben, um diese Forderungen zu erfüllen. Seine Fraktion ist gegen eine kantonale Mutterschaftsversicherung. Sie lehnt die Definition der Familie ab (Punkt 4.3.6 des Berichts). Sie befürwortet das Recht auf Hilfe in Notlagen, das ihrer Meinung nach aber unbedingt zeitlich befristet werden muss.





SVP, zum Bericht der Kommission 3


Michel Zadory: Die Fraktion ist einverstanden mit der Stossrichtung des Berichts. Die Kommission muss sich jedoch bewusst sein, dass der Staat nicht alles machen kann und dass man den Gemeinden nicht ständig neue Aufgaben aufbürden kann. Man sollte in der Verfassung Leitlinien für die Beziehungen zwischen Kanton und Gemeinden vorsehen.


CSP, zum Bericht der Kommission 2


Joseph Rey macht mehrere Vorschläge: Behandlung der Kollektivverhandlungen im Zusammenhang mit dem Streikrecht, Ergänzung der Garantie der Existenzmittel durch das Recht auf ein Mindesteinkommen; das Recht auf den Schutz der Hygiene, der Prävention und der Pflege. Die CSP ist für den Vorrang der Familien, Behinderten, Arbeitslosen und Betagten. Sie fordert das Recht auf Mitwirkung, einen besonderen Schutz für Waisenkinder, eine Präzisierung des Rechts auf schulische Bildung, eine globale Familienpolitik, die umfassende Sicherheit bietet, einen Vaterschaftsurlaub oder andere geeignete Massnahmen – nach Wunsch der Eltern – zusätzlich zum Mutterschaftsurlaub, das Recht jedes Kindes auf substantielle Zulagen ohne jegliche Diskriminierung, ein Recht auf ständige Zusammenarbeit zwischen Eltern, Erziehern und Schule sowie eine verbindliche Verfassungsgrundlage zur Sicherheit.


CSP, zum Bericht der Kommission 3


Philippe Wandeler erklärt, dass seine Fraktion die vorgeschlagenen Thesen im Wesentlichen gutheisst. Sie begrüsst insbesondere den Beschluss, keinen Verfassungsvorbehalt vorzusehen, die Horizontalwirkung der Grundrechte in gewissen Sonderfällen, aber nicht als allgemeiner Grundsatz, die Unterstützung der Familie. Sie ist jedoch grundsätzlich gegen jede weitere Verwendung der Kernenergie/Ausstieg aus der Kernenergie. Zum Service public nimmt die Fraktion Stellung, wenn der Katalog der Staatsaufgaben fertig ist.


Öff., zum Bericht der Kommission 2


Hubert Carrel bedauert, dass nicht alle Mitglieder der Kommissionen immer sämtliche Teile ihres Berichts genehmigen konnten. Er möchte, dass die Kosten der Neuerungen beziffert werden. Ansonsten nimmt die Fraktion wie folgt Stellung: die Unterscheidung zwischen Sozialrechten und �pflichten nicht ausser acht lassen; Befürwortung der kantonalen Mutterschaftsversicherung, der Mutterschaftszulage für alle Frauen, der Thesen zu den Rechten der Kinder und Jugendlichen (Kinder- und Jugendschutz, Recht aller Kinder auf Familienzulagen). Beim Recht auf schulische Bildung ist der Begriff "schulisch" nicht klar (gehört der Kindergarten dazu?).


Öff., zum Bericht der Kommission 3


Félicien Morel: Wenn die lange Liste der Aufgaben fertig ist, muss das Plenum den Mut haben, jede Aufgabe zu beurteilen. Wir müssen die Prioritäten neu festlegen, aber es hat keinen Sinn, neue Aufgaben einzuführen, wenn uns die Mittel dafür fehlen. Wir müssen dem Entwurf des Bundes für eine neue Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen Rechnung tragen und die Aufgaben zwischen Kanton und Gemeinden neu verteilen.








4.4 und 4.5. Antwort der Berichterstatterinnen der Kommissionen 2 und 3


Eva Ecoffey antwortet im Namen der Kommission 2.


Erika Schnyder antwortet im Namen der Kommission 3.


–––––––––––––––––––––––––––


Die Sitzung wird um 10.30 Uhr unterbrochen und um 11 Uhr wieder aufgenommen.


–––––––––––––––––––––––––––


4.6 und 4.7. Zwischenberichte des Kommissionen 5 und 6


Peter Jaeggi erläutert den Bericht der Kommission 5.


Philippe Vallet erläutert den Bericht der Kommission 6.


4.8. Beratung der Berichte der Kommissionen 5 und 6


FDP, zum Bericht der Kommission 5


Gerhard Merz begrüsst die Vorschläge der Kommission grundsätzlich, vor allem: starke Legislative, Beibehaltung der halbdirekten Demokratie, Legislaturperiode von fünf Jahren, Verankerung der Verantwortlichkeit des Staats in der Verfassung, Planung, Oberaufsicht, Legislaturziele, teilweise Unvereinbarkeit (Zentralverwaltung), Verkleinerung des Grossen Rats (vorläufig ohne Festsetzung einer Zahl), System der Stellvertretung, Beschränkung auf drei Amtsperioden. Die Fraktion ist gegen die "beratenden Räte" und gegen eine Beschränkung des Anteils der Staatsangestellten im Grossen Rat. Sie ist der Ansicht, dass der Grosse Rat für die Ernennung der Staatsanwältin bzw. des Staatsanwalts zuständig sein sollte.


FDP, zum Bericht der Kommission 6


Gerhard Merz: Der Bericht ist zu technisch. Die Fraktion ist mehrheitlich einverstanden mit den Vorschlägen, vor allem mit der Schaffung eines vereinigten Kantonsgerichts. Hingegen ist sie zurzeit nicht in der Lage, sich zur Schaffung eines Verfassungsgerichts zu äussern. Dasselbe gilt für die Aufsicht über die Justiz.


SP, zum Bericht der Kommission 5


Alain Berset: Die Fraktion ist ebenfalls für die Stärkung des Parlaments. Sie unterstreicht die besondere Aufgabe der Kommission, die einen globalen, korrekt funktionierenden Mechanismus schaffen muss (Parlament, Regierung und Verwaltung), und hofft, dass sie zu einer kohärenten Lösung kommt.


SP, zum Bericht der Kommission 6


Patrik Gruber: Die Fraktion möchte die Stärken, wie die Transparenz der Justiz, in der Verfassung verankern. Sie begrüsst die alternativen Konfliktlösungsmodelle, die Zusammenführung des Kantons- und Verwaltungsgerichts, die Schaffung eines Obersten Justizrats (Möglichkeit der Zusammenarbeit mit den Nachbarkantonen? Einbezug dieses Organs in das Verfahren zur Wahl der Richterinnen und Richter?), die Schaffung eines Verfassungsgerichts. Die Sozialdemokraten betonen, dass die Justiz ihre demokratische Legitimation trotz der gebotenen Gewaltenteilung nicht verlieren darf.


OL, zum Bericht der Kommission 5


Mélanie Maillard begrüsst die geplante Stärkung des Grossen Rats, doch muss der Zugang zum Parlament noch mehr erleichtert werden – erste Schritte in die richtige Richtung: unabhängiges Sekretariat, Stellvertretung. Man sollte dafür sorgen, dass nicht allzu viele Staatsangestellte im Parlament sitzen, aber eine Quote ist die falsche Lösung. Die Fraktion betont schliesslich, dass die Kommission langfristige Perspektiven entwickeln muss.


OL, zum Bericht der Kommission 6


Michel Bavaud: Die Fraktion begrüsst die Schaffung eines Obersten Justizrats (Wahl der Richter und Aufsicht über den ganzen Justizapparat), dessen Zusammensetzung aber genau zu prüfen ist. Sie ist auch für die Schaffung eines einzigen Kantonsgerichts, hat nichts gegen eine allfällige Wahl von Richterinnen und Richtern ausserhalb des Kantons einzuwenden und fragt sich, ob die Gemeinden eine Mediations- oder Schlichtungsfunktion für die Bevölkerung haben sollten.


SVP, zum Bericht der Kommission 5


Michel Zadory: Die Fraktion lehnt die Wählbarkeit der Staatsangestellten in den Grossen Rat, die Stellvertretung und die Verkleinerung des Parlaments ab.


SVP, zum Bericht der Kommission 6


Michel Zadory: Die Fraktion ist gegen die Professionalisierung der Friedensgerichte und die Verringerung der Kreise.


CSP, zum Bericht der Kommission 5


Philippe Wandeler: Die Fraktion ist grundsätzlich einverstanden mit den Schlussfolgerungen der Kommission, insbesondere: Milizparlament, Offenlegung der Interessenbindungen der Grossrätinnen und Grossräte, Verkleinerung des Parlaments – Achtung: Representativität –, Wählbarkeit der Staatsangestellten, Stellvertretung – aber nicht mit zwei parallelen Wahlen –, Entschädigung der Abgeordneten auf Teilzeitbasis (20–25 %). Die Fraktion könnte mit einer Amtszeitbeschränkung von drei Mandaten von fünf Jahren leben.


CSP, zum Bericht der Kommission 6


Reinold Raemy: Die Fraktion begrüsst die Vorschläge der Kommission grundsätzlich. Sie fragt sich jedoch, ob die abstrakte Normenkontrolle wirklich notwendig ist, und ist auch nicht überzeugt von den Vorteilen eines vereinigten Kantonsgerichts. Sie befürwortet dagegen die Schaffung eines Obersten Justizrats, kann aber nicht definitiv dazu Stellung nehmen, solange seine Aufgaben und Zusammensetzung nicht bekannt sind.


Öff., zum Bericht der Kommission 5


Jean-Bernard Repond: Die Fraktion nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Schlussfolgerungen der Kommission. Sie will den Zugang der Staatsangestellten zum Grossen Rat nur für das Kader und Personen mit Entscheidungsbefugnis einschränken. Sie ist gegen eine Quote. Sie kann sich die Verkleinerung des Grossen Rats auf 100 Mitglieder vorstellen, sofern die Repräsentativität garantiert ist (vor allem für die kleinen Gruppierungen). Sie könnte sich mit der Stellvertretung einverstanden erklären, sofern die Verantwortung weiterhin bei den Abgeordneten liegt. Sie ist gegen eine Amtszeitbeschränkung.


Öff., zum Bericht der Kommission 6


Raphaël Chollet: Die Fraktion begrüsst die vorgeschlagenen Neuerungen mehrheitlich, vor allem: Schlichtungsverfahren/einfaches und schnelles Gerichtsverfahren für Streitfälle mit geringem Streitwert, Schiedsgerichtsbarkeit/aussergerichtliche Mediation, Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit, Professionalisierung der Friedensgerichte, Oberster Justizrat. Die Fraktion schlägt die Schaffung eines erstinstanzlichen Wirtschaftsstrafgerichts für den Kanton vor. Ihrer Meinung nach sollten die Richterinnen und Richter über das Schweizer Bürgerrecht verfügen.


CVP, zum Bericht der Kommission 5


André Schoenenweid: Die Fraktion befürwortet die Stärkung des Parlaments mit einem eigenen Sekretariat und weitreichenden Befugnissen, die Verkleinerung des Grossen Rats auf 100 Mitglieder (nicht weniger), die Garantie einer Mindestzahl von Sitzen pro Kreis, die Amtszeitbeschränkung, die Vorschläge für die Behandlung der Initiativen. Sie bezweifelt dagegen die Notwendigkeit der Stellvertreterinnen und Stellvertreter.


CVP, zum Bericht der Kommission 6


Placide Meyer: Die Fraktion hat sich vor allem auf die Friedensgerichte konzentriert. Sie möchte sie beibehalten. Es braucht jedoch eine tiefgreifende Reform des Systems mit einer Professionalisierung und einer Verringerung der Kreise.


4.9 und 4.10. Antwort der Berichterstatter der Kommissionen 5 und 6


Peter Jaeggi antwortet im Namen der Kommission 5.


Philippe Vallet antwortet im Namen der Kommission 6.


–––––––––––––––––––––––––––


Die Sitzung wird um 12.15 Uhr unterbrochen und um 14.03 Uhr wieder aufgenommen.


–––––––––––––––––––––––––––


Anwesend: 111 Verfassungsrätinnen und Verfassungsräte.


Entschuldigt: Regula Brügger Häring, Noémie Corboz, Michel Bapst, Moritz Boschung-Vonlanthen, Anton Brülhart, Joseph Eigenmann, Nicolas Grand, Adolphe Gremaud, Jean-Claude Maillard, Freddy Panchaud, Reinold Raemy, Maurice Reynaud, Alex Roux, Claude Schorderet, Josef Vaucher, Fabian Vollmer.


Abwesend: Pierre Aeby, Philippe Pasquier.


Anwesend ist ferner während eines Teils des Nachmittags Staatsrat Pascal Corminboeuf.


4.11 und 4.12. Zwischenberichte des Kommissionen 4 und 7


Frédéric Sudan erläutert den Bericht der Kommission 4.


Laurent Schneuwly erläutert den Bericht der Kommission 7.


4.13. Beratung der Berichte der Kommissionen 4 und 7


SP, zum Bericht der Kommission 4


Michelle Chassot: Die Fraktion begrüsst die Einführung der Volksmotion und bedauert, dass das konstruktive Referendum in zweiter Lesung verworfen wurde – die Initiative mit Gegenvorschlag genügt nicht.


SP, zum Bericht der Kommission 7


Yvonne Gendre: Die sozialdemokratische Fraktion unterstützt alle Vorschläge für mehr Effizienz der Gemeinden (Stärkung der Gemeindeautonomie; Fusionen, gegebenenfalls angeordnet; interkommunale Zusammenarbeit in der Form eines einzigen Verbandes (Agglomeration), der alle suprakommunalen Aufgaben übernimmt) und für mehr Demokratie (Gemeindeverbände; Generalrat für alle Gemeinden). Es braucht zudem einen einheitlichen Steuersatz mit einem Finanzausgleich zur Behebung der Unterschiede.


OL, zum Bericht der Kommission 4


Sophie Bugnon verteidigt die Volksmotion und das konstruktive Referendum.


OL, zum Bericht der Kommission 7


Olivier Suter begrüsst die Definition der Gemeindeziele (Wohlergehen der Bevölkerung, bürgernahe Beziehungen mit der Bevölkerung und nachhaltige Entwicklung). Man muss die Gemeindezusammenschlüsse fördern, es den Gemeinden verbieten, mehr als einem Verband beizutreten, und die Volkswahl der Delegierten der Gemeinde im Verband einführen. Die Fraktion der Offenen Liste verlangt ebenfalls einen einheitlichen Steuersatz mit einem Finanzausgleich.


SVP, zum Bericht der Kommission 4


Michel Zadory: Die SVP ist gegen die Einführung der Volksmotion.


SVP, zum Bericht der Kommission 7


Michel Zadory: Die Fraktion ist enttäuscht über den Bericht (Verweis auf die Bezirke). Sie fragt sich, ob Fusionen über den Kanton hinaus nicht unter die Bundesverfassung fallen.


CSP, zum Bericht der Kommission 4


Regula Brülhart: Die Fraktion befürwortet die Einführung der Volksmotion und die vorgeschlagene Unterschriftenzahl (300), fordert eine erleichterte Einbürgerung, würde es vorziehen, wenn der Staatsrat über die Einbürgerungen entscheiden würde, verlangt eine Senkung der Unterschriftenzahl von 6000 auf 4500 Unterschriften für das (Finanz- und Gesetzes-) Referendum und eine Beschränkung der Geltungsdauer der für dringlich erklärten Erlasse (von Fall zu Fall zu entscheiden), die Einführung des konstruktiven Referendums und der Volksmotion in den Gemeinden mit Generalrat.


CSP, zum Bericht der Kommission 7


Robert Sturny: Die CSP ist im Wesentlichen einverstanden mit den Vorschlägen, vor allem mit der Beibehaltung der Gemeinden, mit ihrer grossen Autonomie und mit den Thesen über die Gemeindezusammenschlüsse.


Öff., zum Bericht der Kommission 4


Jean-Bernard Repond: Die Fraktion würde zwar eine Senkung der Unterschriftenzahl für das Referendum und die Initiative begrüssen, schliesst sich aber den Vorschlägen der Kommission an, sofern die Volksmotion eingeführt wird. Sie hat nichts gegen die Einführung dieses Instruments in Gemeinden mit einem Generalrat, doch muss die erforderliche Unterschriftenzahl noch festgesetzt werden. Sie bedauert die Ablehnung des konstruktiven Referendums. Schliesslich fordert sie die Kommission auf, die Gewährung von Rechten an die Ausländerinnen und Ausländer engagiert zu diskutieren.


CSP, zum Bericht der Kommission 7


Carmen Buchiller: Die Fraktion möchte das Subsidiaritätsprinzip bei der Aufgabenteilung erwähnen, ist für die Aufzählung der Gemeindeaufgaben, verlangt, dass die besonderen Aufgaben der Hauptorte und grossen Städte berücksichtigt werden und dass die Agglomeration in der Verfassung verankert wird. Sie begrüsst die Anstrengungen, die Unterschiede zwischen den Gemeinden in Bezug auf die Steuerkraft zu verringern und ihre Finanzautonomie zu stärken – zuerst braucht es aber Gemeindezusammenschlüsse. Sie ist einverstanden mit der Festlegung der Gemeindeziele, vertritt die Meinung, dass die Frage, ob eine Gemeinde einen Generalrat erhält, lediglich von ihrer Grösse abhängen sollte, begrüsst das Initiativrecht und das fakultative und obligatorische Referendum, verlangt, dass das Ergebnis der Diskussion über die politischen Rechte der Ausländerinnen und Ausländer auf die Gemeindeebene übertragen wird, nimmt mit Befriedigung vom Recht der Bevölkerung auf Information und Anhörung Kenntnis, spricht sich gegen die Aufzählung der verschiedenen Formen der interkommunalen Zusammenarbeit aus, begrüsst die Möglichkeit der Stimmberechtigten, eine Fusion vorzuschlagen, kann sich eine Variante in Bezug auf die Pflicht zum Zusammenschluss/zur Zusammenarbeit in Sonderfällen vorstellen.


CVP, zum Bericht der Kommission 4


Jaqueline Brodard: Die Fraktion ist für die Einführung der Volksmotion, aber gegen das konstruktive Referendum.


CVP, zum Bericht der Kommission 7


Béatrice Wüthrich nimmt wie folgt Stellung: Garantie der Gemeindeautonomie, insbesondere in finanzieller Hinsicht; Aufzählung der wichtigsten Bereiche, in denen die Gemeinden autonom sind; Definition der Gemeindeziele (Wohlergehen, bürgernahe Beziehungen, nachhaltige Entwicklung); Wahl des Gemeinderats durch Listenwahl nach dem Majorzsystem, sofern keine Wahl nach dem Proporzsystem verlangt wird; Wahl des Ammanns durch den Gemeinderat; Abbau des Demokratiedefizits in den Verbänden (Wahl der Delegierten durch den Gemeinderat und die Gemeindeversammlung bzw. den Generalrat; neue Volksrechte, insbesondere das Recht der Bevölkerung auf Information und Anhörung); Streichung des Erfordernisses der "verwandten Aufgaben" für Mehrzweckverbände; Förderung der Gemeindezusammenschlüsse, insbesondere durch das Initiativrecht der Stimmberechtigten; nur freiwillige Zusammenschlüsse.


FDP, zum Bericht der Kommission 4


Benoît Chardonnens: Die FDP ist für ein gewähltes Parlament mit weitreichenden Befugnissen, das über unser Vertrauen verfügt – d.h. Zurückhaltung bei den Volksrechten (keine Volksmotion, kein konstruktives Referendum). Die politischen Rechte auf Gemeindeebene sollten erschöpfend aufgezählt werden. Eine wirkliche Neuerung wäre die Einführung der Initiative für Gemeinden mit einem Generalrat und die Verankerung des Referendums auf Verfassungsstufe.


FDP, zum Bericht der Kommission 7


Benoît Chardonnens: Nach Ansicht der Fraktion sollte man die Effizienz und die Wirtschaftlichkeit ebenso berücksichtigen wie die juristischen Elemente. Die Fraktion begrüsst die Garantie der Gemeindeautonomie, ist aber gegen einen Aufgabenkatalog und einen einheitlichen Steuersatz. Sie spricht sich für die Einführung von politischen Rechten aus, um das Demokratiedefizit bei den Gemeindeverbänden abzubauen. Sie ist ebenfalls für die Streichung des Konnexitätserfordernisses für die Mehrzweckverbände. Sie will lediglich freiwillige Gemeindezusammenschlüsse.


4.14 und 4.15. Antwort der Berichterstatter der Kommissionen 4 und 7


Frédéric Sudan antwortet im Namen der Kommission 4.


Laurent Schneuwly antwortet im Namen der Kommission 7.


4.16 und 4.17. Zwischenberichte des Kommissionen 1 und 8


Bernadette Hänni erläutert den Bericht der Kommission 1.


Marie Garnier erläutert den Bericht der Kommission 8.


–––––––––––––––––––––––––––


Die Sitzung wird um 15.35 Uhr unterbrochen und um 16.03 Uhr wieder aufgenommen.


–––––––––––––––––––––––––––


Staatsrat Pascal Corminboeuf überbringt die Grüsse der Begleitgruppe und des Staatsrats. Er ist beeindruckt vom Einsatz und der seriösen Arbeit der Kommissionen sowie dem hohen Arbeitsrhythmus seit Jahresbeginn. Er weist darauf hin, dass die Begleitgruppe dem Verfassungsrat grundsätzlich zur Verfügung steht.


Der Verfassungsrat applaudiert dem Staatsrat.


Die Präsidentin dankt ihm.


4.18. Beratung der Berichte der Kommissionen 1 und 8


OL, zum Bericht der Kommission 1


Claudine Brohy ist zufrieden mit der Arbeit der Kommission, möchte Doppelspurigkeiten zwischen den Grundsätzen und den übrigen Vorschlägen vermeiden (vor allem Kommission 2 und 3) und die Sprachenfrage bereichsübergreifend behandeln. Sie ist für die Verankerung der Sprachenfreiheit, begrüsst die Thesen über die Zusammenarbeit zwischen den Sprachgemeinschaften und sieht die Zweisprachigkeit als Vorteil, als Bereicherung und als Teil der Identität unseres Kantons. Sie möchte die Stellung des Kantons als Vermittler stärken und Französisch und Deutsch als Kantons- und Amtssprachen – anstatt als "Landessprachen" – anerkennen. Sie ist der Meinung, dass die überlieferte sprachliche Zusammensetzung mit einer gewissen Flexibilität anerkannt werden muss, was auch die Anerkennung einer überlieferten, tatsächlichen Zweisprachigkeit bedeutet. Sie ist überzeugt, dass die Ausbildung für die Erweiterung der Sprachkenntnisse des Einzelnen wichtig ist, und möchte, dass den sprachlichen Bedürfnissen der Migrantinnen und Migranten Rechnung getragen wird.


OL, zum Bericht der Kommission 8


Nathalie Defferrard schliesst sich den Thesen über die politischen Parteien an, unterstützt aber den Minderheitsantrag, der mehr Transparenz verlangt – diese sollte unbedingt eine Bedingung für den Beitrag des Staats sein. Die Fraktion ist der Meinung, dass die Parteien angehört werden müssen. Sie ist sehr zufrieden mit den Thesen zu den Vereinen, möchte aber, dass die Freiwilligenarbeit gesondert behandelt wird – Gefahr einer Vermischung von Vereinen und Freiwilligenarbeit. Die Fraktion begrüsst das Verbandsbeschwerderecht im öffentlichen Interesse, doch muss das Gesetz den Rahmen klar festlegen, damit es nicht zu Missbräuchen kommt.


SVP, zum Bericht der Kommission 1


Michel Zadory: Die Fraktion stellt mit Befriedigung fest, dass die Zweisprachigkeit eingehend behandelt wurde, was man von den Problemen im Zusammenhang mit dem Territorialitätsprinzip leider nicht sagen kann. Sie möchte, dass dieses Thema im Plenum diskutiert wird, um die Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf die Praxis gewisser Gemeinden in Sachen Zweisprachigkeit soweit wie möglich auszuräumen. Sie bedauert, dass verschiedene Kommissionsmitglieder nicht akzeptierten, dass die Präsidentin Französisch, ihre Muttersprache, sprach, so dass sie schliesslich zurücktreten musste. Die Fraktion ist der Meinung, dass alle Staatsangestellten beide Amtssprachen beherrschen sollten.


SVP, zum Bericht der Kommission 8


Michel Zadory: Keine Bemerkungen – die Beziehungen zwischen Kirchen und Staat wurden noch nicht behandelt.


CSP, zum Bericht der Kommission 1


Hermann Boschung: Die Fraktion ist zufrieden mit der Arbeit, weist darauf hin, dass einige Thesen in den Zuständigkeitsbereich anderer Kommissionen fallen, hält die Verankerung des Rechts auf einen würdigen Tod für gefährlich, stellt fest, dass die Kommission die Sprachenfrage offen und fair behandelt hat, vertritt die Ansicht, dass die Zweisprachigkeit Teil unserer Identität, ein Vorteil und ein grosses Potenzial für unseren Kanton ist. Die Deutschfreiburger sind stolz auf die Hauptstadt, die offiziell zweisprachig ist. Neben dem Territorialitätsprinzip ist noch die Frage der zweisprachigen Gemeinden zu regeln.


CSP, zum Bericht der Kommission 8


Noël Ruffieux: Die Fraktion begrüsst die Bereitschaft, den sozialen Zusammenhalt und die demokratische Auseinandersetzung zu unterstreichen, was zu zwei Neuerungen führt: die Anerkennung der Rolle der Parteien bei der politischen Meinungsbildung und der demokratischen Auseinandersetzung (mit der Folge einer Unterstützung durch den Staat) und die Anerkennung der Bedeutung des Vereinslebens für den sozialen Zusammenhalt und die Solidarität in der Bevölkerung (mit der Folge einer finanziellen Unterstützung, von partnerschaftlichen Verträgen und der Vernehmlassung bei den Vereinen). Die CSP ist für das Beschwerderecht im öffentlichen Interesse, wobei das Gesetz Bestimmungen zur Verhinderung von Missbräuchen enthalten muss. Die Mediation, die eigentlich das normale Vorgehen vor jedem Gerichtsverfahren darstellen sollte, könnte bei gewissen Konflikten den Vereinen übertragen werden. Die Anerkennung der Freiwilligenarbeit ist unabdingbar. Die Verbindung von Vereinsleben und Freiwilligenarbeit schliesst die Professionalisierung zahlreicher Dienste nicht aus.


Öff., zum Bericht der Kommission 1


Raphaël Chollet kritisiert die Zusammensetzung der Kommission 1 und die Weigerung der zweisprachigen Mitglieder, sich auf Französisch zu äussern, so dass die Präsidentin zurücktreten musste. Er ist der Meinung, dass mit der Wahl von Experten, die das Territorialitätsprinzip ablehnen, und dem Zeitpunkt ihres Vortrags versucht wurde, den Verfassungsrat zu beeinflussen. Er erwartet die Meinung der Kommission und nicht diejenige der Experten. Er ist der Ansicht, dass die Aktivitäten der Interessengruppe "Sprachen und Kultur" nicht in den Bericht gehören und dass die allfällige Garantie der Sprachenfreiheit zusammen mit der Meinungsfreiheit im Grundrechtskatalog aufgeführt werden sollte. Er möchte den jetzigen Satz beibehalten: "Französisch und Deutsch sind die Amtssprachen." Er präzisiert, dass ein Bürger, der sich in der Amtssprache seiner Wahl an eine Kantonsbehörde wenden will, dies auf Hochdeutsch oder auf Französisch tun muss, wenn der Angestellte französischsprachig ist. Er zeigt sich erstaunt über die Stelle im Bericht zum Standort der Hauptstadt, räumt ein, dass die Minderheiten so gut wie möglich zu achten und zu behandeln sind, ist aber nicht bereit, sie zu "fördern". Er bemerkt, dass der Bericht mit Ausnahme der Thesen nicht nach einer Debatte an einer Kommissionssitzung genehmigt wurde, so dass es nicht möglich war, einen Minderheitsantrag einzureichen.


Öff., zum Bericht der Kommission 8


Hubert Carrel kann sich den Thesen im Wesentlichen anschliessen, möchte den Begriff "politische Parteien" ersetzen durch "politische Gruppierungen", "Gruppierungen", "Bewegungen" oder "organisierte Gruppen", äussert Vorbehalte in Bezug auf die Bedingung einer angemessenen Vertretung von Männern und Frauen für die Ausrichtung eines staatlichen Beitrags, unterstreicht die Bedeutung der Transparenz beim Budget, bedauert, dass die Antworten der Gruppierungen bei Vernehmlassungen oft von einer einzigen Person geschrieben werden, hält es für sinnvoll, die Unterstützung der Vereine und die Anerkennung der Freiwilligenarbeit zu koppeln, was die professionelle Arbeit nicht ausschliesst, möchte die Vereine nur zu den Themen anhören, die sie betreffen, betont die Wichtigkeit der Zusammenfassung der Vernehmlassungsergebnisse, möchte, dass die private Mediation im Sinne der Beschreibung von Ruffieux verstanden wird.


–––––––––––––––––––––––––––


Die Sitzung wird wegen einer Panne der Lautsprecheranlage/bei der Aufnahme für rund 7 Minuten unterbrochen.


–––––––––––––––––––––––––––


CVP, zum Bericht der Kommission 1


Monika Bürge-Leu ist im Wesentlichen einverstanden mit den Thesen zur Sprachenfrage. Sie hält die Zweisprachigkeit für eine Chance und einen Vorteil und möchte sie noch mehr zu einem prägenden Element des Kantons und seiner Hauptstadt machen. Sie möchte das Verständnis, das Erlernen der Partnersprache, die aktive Zusammenarbeit der beiden Sprachgemeinschaften fördern, die Sprachenfreiheit garantieren, die nur eingeschränkt werden darf, wenn die Bedingungen des öffentlichen Interesses und der Verhältnismässigkeit erfüllt sind. Sie verlangt, dass die Existenz gemischter Gemeinden anerkannt wird, spricht sich gegen eine übermässige Vereinheitlichung der Sprachgebiete aus, möchte, dass die Amtssprachen aufgrund von Kriterien wie Stabilität und Anpassung an nachhaltige Veränderungen festgelegt werden, wünscht sich eine offene, liberale und zukunftsgerichete Sprachenpolitik und weist darauf hin, dass die Schwierigkeiten nicht darauf beruhten, dass die Präsidentin nur Französisch sprach, sondern darauf, dass sie kein Deutsch verstand.


CVP, zum Bericht der Kommission 8


Claude Schenker erklärt, dass seine Fraktion die Ausgestaltung der Beziehungen zwischen Kirchen und Staat sehr aufmerksam verfolgen wird, und begrüsst die Beschlüsse der Kommission mehrheitlich, insbesondere die Thesen in Bezug auf die Vereine (Förderung des Vereinslebens, effiziente Unterstützung der Freiwilligenarbeit, ohne all jene in ihrer Begeisterung zu bremsen, die sich für das Gemeinwesen einsetzen, Entwicklung von Formen der aussergerichtlichen Mediation). Er lehnt das Verbandsbeschwerderecht in der vorgeschlagenen Form (ohne Abgrenzung und Einschränkung) ab und bezweifelt auch, dass ein solches Recht rechtlich überhaupt zulässig wäre. Er könnte sich höchstens ein klar definiertes Recht vorstellen – wie es bereits in der Verfassung zu finden ist –, nach dem Vorbild der bundesrechtlichen Regelung für den Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz.


FDP, zum Bericht der Kommission 1


Annelise Meyer: Die Fraktion wünscht, dass die grundlegenden Begriffe (wie "Staat" und "Kanton") definiert werden, schliesst sich allen Thesen der Kommission an, möchte aber, dass der Ausdruck "solidarisch" in der These zur Stellung des Staats gestrichen wird, unterstreicht die Wichtigkeit des Subsidiaritätsprinzips, nimmt vorläufig nicht zur These über die konfessionelle Neutralität Stellung, ist der Meinung, dass die Menschenwürde kein Staatsziel, sondern ein Grundrecht ist, lehnt die These zur Anerkennung der ethischen Prinzipien in der Wirtschaft ab, möchte die Frage der Anerkennung und Unterstützung der Familie als grundlegende Gemeinschaft der Gesellschaft zusammen mit den Staatsaufgaben behandeln, nimmt vorläufig nicht zur Sprachenfrage Stellung, fordert die Kommission aber bereits jetzt auf, Artikel 70 Abs. 2 BV Rechnung zu tragen.


FDP, zum Bericht der Kommission 8


Annelise Meyer: Die Fraktion nimmt vorläufig nicht zu den Beziehungen zwischen Kirchen und Staat Stellung, begrüsst die Thesen über die Rolle der politischen Parteien und ihre Unterstützung durch den Staat, lehnt aber die dafür festgesetzten Bedingungen sowohl in Bezug auf ihre Form (nicht in der Verfassung) als auch ihren Inhalt ab. Sie ist gegen die vorgeschlagene Mindestzahl von Parteien für eine Wahl, anerkennt die Bedeutung der Vereine, lehnt die Verankerung des Rechts der Vereine auf staatliche Unterstützung ab, wünscht wie die Minderheit, dass die Rolle der Freiwilligenarbeit anerkannt wird, ohne dass die Ausbildung der betreffenden Personen automatisch zu Lasten des Staats geht, spricht sich gegen ein allgemeines Beschwerderecht aus.


SP, zum Bericht der Kommission 1


Ambros Lüthi ist grundsätzlich zufrieden mit dem Zwischenbericht, legt grossen Wert auf die Transparenz des staatlichen Handelns und die Verankerung dieses Prinzips als allgemeinen Grundsatz, wobei seine Grenzen zu beachten sind. Er erklärt, dass viele deutschsprachige Kommissionsmitglieder sich bemühten, Französisch zu sprechen, dass man sich aber bei gewissen Themen in der Muttersprache besser ausdrücken kann, dass einige Mitglieder überhaupt kein Französisch sprechen, dass ein deutschsprachiges Mitglied die Präsidentin zu Hause aufsuchte, um ihr zu helfen, und dass das Büro die verlangte Simultanübersetzung verweigerte.


SP, zum Bericht der Kommission 8


Christian Moullet freut sich über die Stellung, die den Vereinen eingeräumt wird, und schliesst sich den vorgeschlagenen Thesen an. Seiner Meinung nach sind die allgemeinen Formulierungen zum Thema Finanzierung und Transparenz der Rechnungen der politischen Parteien zu wenig präzise – die Hilfe des Staats muss klar definiert werden, und es muss auch gesagt werden, dass die Buchhaltung der Parteien völlig transparent sein muss (Ausgaben und Einnahmen). Er weist darauf hin, dass die Parteien das Budget für die Kampagnen auch freiwillig beschränken könnten.


4.19 u. 4.20. Antwort der Berichterstatterinnen der Kommissionen 1 und 8


Bernadette Hänni antwortet im Namen der Kommission 1.


Marie Garnier antwortet im Namen der Kommission 8.


5. Voranschlag 2002


Katharina Hürlimann, Berichterstatterin des Büros, stellt den vom Büro am 28. August 2001 genehmigten Voranschlag 2002 vor. Sie erklärt, dass die Zahl der Sitzungen der Rahmenplanung vom 31. Januar 2001 entspricht und dass die Mehrausgaben im Vergleich zum ursprünglichen Budget auf den Entscheid des Grossen Rats vom Juni 2000 über die Erhöhung der Entschädigungen seiner Mitglieder zurückzuführen sind.


Auf eine Frage von Sylviane Périsset erklärt die Präsidentin, dass der Generalsekretär die Einzelheiten in Bezug auf die Entlöhnung des Sekretariatspersonals jetzt nicht bekanntgeben kann, dies aber später nachholen könnte. Katharina Hürlimann, Berichterstatterin des Büros, weist darauf hin, dass die Angestellten auf den Rappen genau nach der Regelung für das Staatspersonal bezahlt werden. Ihrer Meinung nach ist dies übrigens nicht der richtige Ort für Details.


Alain Berset: Die sozialdemokratische Fraktion stellt fest, dass der Entwurf der ursprünglichen Planung vom 31. Januar 2001 entspricht und wird dafür stimmen.


Laurent Schneuwly: Die CVP-Fraktion folgt dem Antrag des Büros und dankt für die Anpassung der Entschädigungen.


Peter Jäggi: Die CSP-Fraktion hat den Entwurf diskutiert und ist damit einverstanden.


Die Präsidentin schreitet zur Abstimmung.


Eine grosse Mehrheit erhebt sich für den Entwurf. Das Gegenmehr wird nicht ermittelt.


6. Verschiedenes


Denis Boivin fragt, wann die Mitglieder das nächste Exemplar des Amtlichen Tagblatts erhalten, und möchte, dass dieses jeweils etwas schneller veröffentlicht wird.


Der Generalsekretär antwortet, dass das Sekretariat wartet, bis die Kanzlei das Tagblatt vom Herbst 2002 liefert, bevor sie das vom Januar 2001 druckt.


Hermann Boschung dankt der Präsidentin und dem Dolmetscher.


Beifall.


Die Präsidentin erklärt, sie habe heute die letzte Sitzung präsidiert und werde ihr Amt auf den 1.1.2002 an Katharina Hürlimann abtreten.


Die Präsidentin dankt dem Generalsekretär.


Beifall.


7. Schluss der Sitzung


Die Präsidentin schliesst die Sitzung um 17.33 Uhr.


–––––––––––––––––––––––––––


Freiburg, den 28. September 2001
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